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st der Islam eine totalitäre Daseins-
ordung, die im Widerspruch zu den
Grundlagen des säkularen, demo-

kratischen Rechtsstaats Deutschland
stehen muss? So sehen es Islamhasser
genauso wie Islamisten, leserbriefschrei-
bende Islamexperten, die einmal im Ko-
ran geblättert haben, vereinzelt auch Is-
lamwissenschaftler mit politischer Agen-
da oder schmalem Horizont. Konse-
quent müssten muslimische Organisa-
tionen verboten werden, islamischer Re-
ligionsunterricht in öffentli-
chen Schulen wäre ebenso
absurd wie islamische Theo-
logie in deutschen Universi-
täten. Beides aber wurde seit
einigen Jahren eingerichtet
und findet internationale Beachtung.

Wird dadurch der Rechtsstaat isla-
misiert, tritt die Scharia an die Stelle des
Grundgesetzes? Diese Einschätzung ist
schlicht falsch. Sie verkennt die Mecha-
nismen des Rechtsstaats ebenso wie die
Vielfalt islamisch-normativer Haltungen.
Tatsächlich kann die islamische Nor-
menlehre (Scharia) in Gegensatz zu
rechtsstaatlichen Prinzipien geraten.
Drakonische Körperstrafen, wie sie in
manchen Staaten noch angewandt wer-

den, ein patriarchalisch durchgeformtes
Familien- und Erbrecht, Ungleichbe-
handlung der Religionen und Bestrafung
des Religionswechsels sowie undemo-
kratische Staatskonzepte sind bedeuten-
de mögliche Konfliktbereiche. Jedoch ist
die Scharia nicht als einmal festgelegtes
Gesetzeswerk zu verstehen. Vielmehr
beinhaltet sie eine Fülle unterschied-
lichster Aussagen und Interpretationen
zu Fragen von Religion, Ethik und
Recht. Mit der Scharia kann man Men-

schenrechte bekämpfen und begründen.
Es kommt alleine auf die jeweilige Hal-
tung ihrer Interpreten an.

Es wäre deshalb verfehlt, in essentia-
listischer Betrachtungsweise die islami-
sche Welt des 7. Jahrhunderts zum Maß-
stab zu machen. Stattdessen gelten die
Maßstäbe des Bundesverfassungsge-
richts zur Beurteilung der Rechtstreue
religiöser Organisationen: Der säkulare
Rechtsstaat hat nicht in innerreligiöse
Debatten einzugreifen, sondern betrach-
tet die Äußerungen und Handlungen
der Religionsangehörigen, welche sie
aus ihrem jeweiligen Religionsverständ-
nis ableiten. Nicht der Koran ist auf
Grundgesetzkonformität zu prüfen, son-
dern das konkrete Verhalten hier leben-
der Menschen. Bei alledem hat alleine
das deutsche Recht darüber zu befinden,
ob und inwieweit islamische Normen
auch im Inland Geltung gewinnen kön-

nen. Religiöse und rechtliche Normen
sind zu unterscheiden. Hier stellt sich
eine Fülle von rechtlichen und rechts-
ethischen Fragen, die das Erlanger Zen-
trum für Islam und Recht in Europa
(EZIRE) an der FAU Erlangen-Nürn-
berg erforscht: Wie reagieren europäi-
sche Rechtsordnungen auf muslimische
Präsenz? Welches Selbstverständnis
entwickelt sich unter Muslimen in die-
sem Rechtsrahmen?

Islam und Religionsfreiheit
Das deutsche Recht kennt keine „eige-
nen“ und „fremden“ Religionen, wenn-
gleich der Islam in Deutschland weitge-
hend auf eine noch junge Migrationsge-
schichte zurückblickt. Im säkularen

Rechtsstaat wirkt Religions-
freiheit unterschiedslos und
ist jeweils in Abwägung mit
kollidierenden anderen
Grundrechten oder Staats-
aufgaben zu bestimmen –

vom Moscheebau über Kleidungs- und
Ernährungsgebote bis hin zur Teilhabe
an der Kooperation zwischen Staat und
Religionsgemeinschaften etwa in Schu-
len oder Universitäten; auch im Arbeits-
leben und anderen Bereichen privater
Rechtsbeziehungen kommt die Religi-
onsfreiheit in abgeschwächter, mittelba-
rer Wirkung zum Tragen. Dabei stellen
sich bedeutsame Forschungsfragen z.B.
im Spannungsfeld zwischen der liberal-
kommunitaristischen Haltung in Eng-
land, die keine Probleme mit einer
kopftuchtragenden Lehrerin oder Poli-
zistin hat, und der laizistisch grundier-
ten Doktrin einer unité de la Républi-
que in Frankreich, die solches schon bei
Schülerinnen verbietet. Das deutsche
Recht findet mit seiner religionsoffenen
Säkularität einen Mittelweg. Es zeigt
sich, dass auf dieser Grundlage Konflik-
te vermieden werden, wie sie in Frank-
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reich virulent sind. Ein Burkini-Verbot
an deutschen Stränden wäre absurd,
wenn die verpflichtende Teilnahme am
gemischtgeschlechtlichen Schwimmun-
terreicht vom Bundesverwaltungsge-
richt eben damit begründet wird, dass
ein solches Kleidungsstück genutzt wer-
den kann. Anders als in streng laizis-
tisch orientierten Systemen wird Religi-
on in Deutschland nicht als Bedrohung
des staatlichen Machtanspruchs wahr-
genommen, sondern als mögliche posi-
tive Ressource für das Zusammenleben
und die gemeinnützige Sinnstiftung.
Nicht nur deshalb sind andererseits
auch die Religionen aufgefordert, extre-
mistische Potenziale in den eigenen
Reihen ernst zu nehmen und ihnen mit
den zur Verfügung stehenden Möglich-
keiten entgegenzutreten.

Die Haltung des Rechtsstaats zur
Gleichbehandlung der Religionen kolli-
diert mit verbreiteten Auffassungen in
der Bevölkerung, in der sich Mehrheiten
für eine spezifische Einschränkung der
religiösen Rechte von Muslimen finden.
Daran zeigt sich, dass die Vermittlung
rechtsstaatlicher Grundsätze eine ge-
samtgesellschaftliche und auf die gesam-
te Gesellschaft gerichtete Aufgabe ist.
Das psychologisch vielleicht naheliegen-
de Argument, das Verbot von Kirchen-
bauten in Saudi-Arabien mit einer Ein-
schränkung von Moscheebauten in
Deutschland zu vergelten, richtet sich
gegen unsere Verfassungsordnung. We-
der dürfen hier lebende Muslime in Sip-
penhaft für Vorgänge im Ausland ge-
nommen werden, noch darf sich die
deutsche Rechtsordnung die Maßstäbe
von Religionsdiktaturen zu Eigen ma-
chen.

Im Übrigen treffen sich im religions-
praktischen Bereich Islam und Juden-
tum, z.B. bei religiösen Normen zur Be-
schneidung von Knaben, deren rechtli-
che Behandlung nunmehr der Gesetzge-
ber explizit klargestellt hat, zum Verbot
des Verzehrs von Schweinefleisch oder
zum Schlachten von Tieren. Wer in der
Debatte über solche Gegenstände Maß
und Mitte verliert, trifft alle. Vorwürfe
gegen Gerichte und Verwaltungen, sie
würden einer Islamisierung Vorschub
leisten und konservative Haltungen be-
günstigen, zeugen von grundlegendem
Unverständnis rechtsstaatlicher Grund-
sätze: Die unparteiische Anwendung
des Rechts enthält keine inhaltliche So-
lidarisierung mit bestimmten Inhalten.
Nicht alles, was fragwürdig oder er-
kennbar gesellschaftlich unerwünscht
sein mag, kann sogleich verboten wer-

den. Innerhalb der vom Recht gesetzten
Grenzen ist es die Domäne der gesell-
schaftlichen Debatte, über die Umstän-
de des Zusammenlebens zu streiten.
Nur auf dieser Ebene kann auch Über-
zeugungsbildung stattfinden, die letzt-
lich die Grundlagen des friedlichen Zu-
sammenlebens stabilisiert.

Anwendung islamisch gepräg-
ter Rechtsnormen

Im Öffentlichen Recht, gar im Straf-
recht herrscht ein strenger Territoriali-
tätsgrundsatz: Es gilt fast ausnahmslos
das hiesige Sachrecht. Die Regelungen
privater Rechtsbeziehungen durch das
Bürgerliche Recht öffnen sich hingegen
partiell: Unsere Rechtsordnung sieht
nach internationalem Standard vor,
dass in Fällen mit Auslandsbezug dieje-
nige Rechtsordnung anzuwenden ist,
welche die größte Sachnähe zu den be-
teiligten Personen aufweist. So werden
z.B. ausländische Staatsangehörige im
Inland nach ihrem Heimatrecht getraut,
im Ausland nach dortigem Recht ge-
schlossene Ehen im Inland grundsätz-
lich anerkannt.

Der Schutz des Vertrauens auf die
Anwendung der vertrauten Rechtsord-
nung endet indes zur Wahrung des
Rechtsfriedens dort, wo im Ergebnis of-
fensichtliche Unvereinbarkeit mit grund-
legenden Normen des deutschen Rechts
(„ordre public“) entstünde. Hierbei stel-
len sich viele schwierige Einzelfragen:
Können Ehen zwischen Minderjährigen,
die im Ausland geschlossen wurden,
hier anerkannt werden, und wo liegt die
Mindestschwelle einer solchen Aner-
kennung? Kann die im Ausland erfolgte
einseitige Verstoßung einer Ehefrau
durch ihren Ehemann nach islamisch
geprägtem Scheidungsrecht anerkannt
werden? Mit dem deutschen Recht ist
ein solches Vorgehen nicht vereinbar.
Sollte es aber ein Unterschied sein, ob
der Ehemann die Anerkennung betreibt,
oder die Ehefrau selbst, die schnell wie-
der heiraten und ein erneutes Schei-
dungsverfahren vermeiden möchte? In
Europa ist eine rechtspolitische Debatte
entbrannt, ob man wie bislang möglichst
dem Einzelfall gerecht werden sollte,
oder ob die Anwendung grundrechts-
widriger Vorschriften auch dann ausge-
schlossen sein muss, wenn die Benach-
teiligten selbst dies gar nicht wünschen
– abstrakter Menschenrechtsschutz zu
Lasten der Opfer von Menschenrechts-
verletzungen.

Europäisches Recht reagiert zuneh-
mend auf den Umstand, dass europäi-
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sche Staaten Einwanderungsländer sind.
Die Bestimmung des anwendbaren
Rechts wird vermehrt nicht mehr an die
Staatsangehörigkeit der Beteiligten ge-
knüpft, sondern an deren gewöhnlichen
Aufenthalt. Damit wird weitgehend in-
ländisches Sachrecht anwendbar. Auch
dieses gewährt jedoch in seinen weiten
dispositiven Teilen Gestaltungsfreiheit.
Islamische Investments sind demnach
zulässig, eine erste unter islamischen
Vorzeichen arbeitende Bank hat eine
Vollbanklizenz erhalten. In Eheverträ-
gen können islamisch inspirierte Klau-
seln z.B. über die Zahlung einer Braut-

gabe an die künftige Ehefrau vereinbart
werden. Auch hier stellen sich komplexe
neue Rechtsfragen: Wenn eine solche
Brautgabe nur dem Ausgleich sehr ge-
ringer nachehelicher Unterhaltsansprü-
che nach traditionellem islamischen
Recht dienen soll, so verfehlt sie im In-
land häufig diesen Zweck. Muss sie
dann gekürzt werden? Wie lässt sich er-
mitteln, welches im Einzelnen die Be-
weggründe für die Bemessung waren?
Wohlgemerkt: Dies sind nun Fragen des
deutschen Familienrechts. Es sind aber
auch Fragen an Muslime im Lande: Soll
man in einem Testament festlegen, dass
die Töchter nur die Hälfte des Erbteils
erhalten sollen, der den
Söhnen zufließt? Rechtlich
ist diese Form der „Teil-Ent-
erbung“ (Pflichtteil) zuläs-
sig. Andererseits weisen
kluge Muslime darauf hin,
dass die traditionelle Be-
gründung für die Ungleichbehandlung –
einseitige finanzielle Lastenverteilung in
der Familie auf die männlichen Mitglie-
der – in Deutschland entfällt; hier gilt
ein geschlechtsneutrales Unterhalts-
recht. So kann die Gleichbehandlung
als islamische Lösung im Deutschland
des 21. Jahrhunderts gewürdigt werden,
wenn nicht der Wortlaut koranischer
Vorschriften beachtet wird, sondern ihr
Sinn.

Staatlichen Instanzen weitgehend
entzogen ist die informelle Anwendung
islamisch inspirierter Normen. Sie kön-
nen nicht rechtsförmig durchgesetzt
werden, wohl aber durch sozialen
Druck im Lebensumfeld. Hiermit ver-
bunden ist der Problembereich der soge-

nannten „Paralleljustiz“. Sie ist von zu-
lässiger außergerichtlicher Streitbeile-
gung zu unterscheiden. Generell ist es
nicht zu beanstanden, wenn anlässlich
von Scheidungsverfahren auf freiwilliger
Basis islamisch inspirierte Arrangements
getroffen werden, welche die Grenzen
des zwingenden deutschen Rechts ach-
ten. Allerdings kennen wir aus unseren
Untersuchungen zahlreiche Fälle, in de-
nen z.B. auf scheidungswillige misshan-
delte Ehefrauen Druck ausgeübt wird,
auf staatliche Hilfe zu verzichten.
Grundlage solcher Unterdrückung sind
streng patriarchalische Lebensformen,

häufig inner-
halb von Groß-
familienstruktu-
ren. Dort ver-
hindert das kol-
lektive Interes-
se an der Erhal-

tung der „Familienehre“ und eine
Schamkultur, die öffentliche Auseinan-
dersetzungen als Gesichtsverlust be-
greift, die Durchsetzung individueller
Interessen. Nicht selten fehlt es auch an
Informationen über den Zugang zu
staatlichen Hilfsangeboten und zu den
Gerichten. Auch hier ist festzuhalten,
dass die übergroße Mehrheit der musli-
mischen Bevölkerung die vorhandenen
Institutionen kennt, schätzt und nutzt.
Wichtig ist es aber, Strategien zu entwi-
ckeln, wie gerade den schwächeren Mit-
gliedern von Communities wirksam zu
ihrem Recht verholfen werden kann.
Hierbei kann auch die Professionalisie-

rung der außergerichtlichen Streit-
schlichtung Bedeutung gewinnen. Kein
genuines Islam-Thema ist indes die „Pa-
ralleljustiz“ im Bereich krimineller
Großclans; vermutete „Scharia-Gerich-
te“ existieren anders als z.B. in England
hierzulande nicht. Vielmehr werden
Konflikte durch Clanälteste nach archai-
schen kulturellen Gewohnheiten gelöst,
oft im diametralen Gegensatz zum gel-
tenden Recht und unter Bedrohung von
Opfern oder Zeugen. Die Probleme re-
sultieren also aus Migrationsvorgängen
und ihrer mangelhaften Bewältigung,
nicht aus der Religion. Der Teilrückzug
des Staates aus dem öffentlichen Raum
hat solche Entwicklungen maßgeblich
unterstützt; der Rechtsstaat muss das

verlorene Terrain dringend durch Prä-
senz, Konsequenz und Präventionsmaß-
nahmen zurückgewinnen.

Und die Muslime?
Belastbare Umfragen und Erkenntnisse
der Praxis zeigen, dass die übergroße
Mehrheit der Muslime, auch der
„Hochreligiösen“, den demokratischen
Rechtsstaat und seine Institutionen be-
jaht. Eine kleine, aber wachsende und
gefährliche Minderheit (Islamisten, ins-
besondere politische und dschihadisti-
sche Salafisten) lehnt sie ab, die extre-
meren Teile sind auch gewaltbereit bis
hin zu Terroranschlägen. Hier bedarf es
gemeinsamer Anstrengungen zur Dera-
dikalisierung und Prävention. Beides
kann nur in Zusammenarbeit mit den
muslimischen Communities gelingen.
Nicht irritieren sollten pseudowissen-
schaftliche Umfragen, ob Muslime „der
Scharia“ (also der islamischen Normen-
lehre) oder den staatlichen Gesetzen
den Vorzug geben. Diese Fragestellung
insinuiert einen notwendigen Gegen-
satz, der indes nicht bestehen muss.
Nach einer 1 000 Jahre alten, verbreitet
angenommenen Lehre müssen Musli-
me, die sicher in nicht-islamischen Län-
dern leben, auch aus religiösen Grün-
den die dort geltenden Gesetze achten.
Viele Muslime im Land sind und verste-
hen sich noch weitergehend schlicht als
Teil unserer Gesellschaft; Scharia-Nor-
men werden zunehmend alleine ethisch
interpretiert. Aussagekräftig sind also
nur konkrete Fragen z.B. im Hinblick

auf Grundrechte oder Staats-
organisation. Hier aber gilt:
Die Zustimmungsquote zur
Demokratie liegt in der mus-
limischen Bevölkerung hö-
her als unter Ostdeutschen.
Ein auf die Religion gestütz-

ter Generalverdacht ist demnach falsch
und schädlich. Zweifellos ist Wachsam-
keit gegenüber allen Formen des rechts-
staatsfeindlichen muslimischen (und
muslimfeindlichen) Extremismus gebo-
ten. Insgesamt aber bewährt sich der
Rechtsstaat als weithin akzeptiertes und
geschätztes Erfolgsmodell – nicht als
Selbstläufer, sondern als stets zu erhal-
tende und zu entwickelnde Lebens-
grundlage.

Von Mathias Rohe ist in diesem Jahr der Band
„Der Islam in Deutschland: Eine Bestandsauf-
nahme“ bei C. H. Beck in München erschienen. 
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»Europäisches Recht reagiert zunehmend
auf den Umstand, dass europäische
 Staaten Einwanderungsländer sind.«

»Die Zustimmungsquote zur Demokratie
liegt in der muslimischen Bevölkerung
höher als unter Ostdeutschen.«


